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schon wieder neigt sich ein Jahr dem Ende entgegen und hinsichtlich unserer längst fälligen
Vergütungsanpassung ist noch kein Ergebnis zu vermelden.
Immerhin ist nunmehr das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz verabschiedet. Aus den Län-
dern ist zu hören, dass auch dort Interesse daran besteht, diese Regelungen nicht der Diskonti-
nuität anheim fallen zu lassen, sondern dass zum 01.07.2013 das Gesetz in Kraft treten kann,
damit wenigstens zu diesem Zeitpunkt eine Anpassung erfolgen wird.
Die lineare Anpassung wird sich insgesamt berechnet bei ca. 11 % bewegen. Dies ist eigentlich
zu wenig. Kommt das Gesetz aber nicht, so ist zu befürchten, dass sich die längst fällige Ge-
bührenerhöhung im Rahmen der neuen Legislaturperiode und bei Änderung der Mehrheitsver-
hältnisse im Bundestag und in den Ländern (im Jahre 2013 sind sowohl Landtagswahlen in
Niedersachsen als auch die Bundestagswahlen) auf Jahre verschiebt.
So wird uns wohl nichts anderes übrig bleiben, als in den etwas sauer schmeckenden Apfel zu
beißen und diese Erhöhung hinzunehmen. Dies in dem Bewusstsein, dass dann wiederum Jah-
re ins Land gehen, bis eine neue Regelung nach dieser Änderung gefunden werden kann. Er-

forderlich dürfte eine Strukturreform sein. Denkbar wäre eine Abkoppelung unserer Gebühren von den Prozesskostenhilfe- und
Beratungshilfegebühren und damit eine einfachere Möglichkeit der Handhabung von Gebührenanpassungen.
Der Vorstand der Kammer, die Bundesrechtsanwaltskammer und die Satzungsversammlung mussten sich im vergangenen Jahr
mit den Problemen beschäftigen, die mit der zunehmenden Technisierung unseres Bürobetriebes einhergehen. Das wird auch
künftig unsere Aufgabe bleiben. Die elektronische Kommunikation, die Verwendung von elektronischen Hilfsmitteln, das Out-
sourcing von bestimmen Arbeitsabläufen innerhalb einer Praxis und das Speichern oder Ablegen von Daten außerhalb der Pra-
xis im Rahmen des so genannten Cloud Computing dürften erhebliche Fragen hinsichtlich der Einhaltung unserer Verschwie-
genheitsverpflichtung aufwerfen.
Ich will an dieser Stelle nur auf einige Punkte und Probleme hinweisen, ohne dass damit schon eine Wertung verbunden sein
soll. Ich möchte Sie damit für bestimmte Bereiche sensibilisieren. Einige Kollegen haben auch schon Anfragen an die Kam-
mer gerichtet. Daran haben wir erkennen können, dass dieses Thema die Kollegen durchaus beschäftigt. Gerade die Ver-
schwiegenheitsverpflichtung ist einer der Grundpfeiler anwaltlichen Vertrauens und muss deshalb besonders beachtet werden. 
Selbstverständlich ist für uns, dass unsere Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter eine Verschwiegenheitsverpflichtung unterschreiben.
Ist dies aber auch bei allen anderen der Fall, die für Sie tätig werden (z. B. Aktenvernichter, externe EDV-Berater etc.)? 
Wie halten Sie es, wenn Sie bestimmte EDV-Geräte gar nicht bei Ihrem  Lieferanten zur Reparatur geben können, sondern die-
se an die Herstellerfirma eingeschickt werden müssen und sich auf diesen Laptops, Smartphones etc. auch persönliche Daten
von Mandanten befinden? Trennen Sie hier strikt? Welche Sicherheitsvorkehrungen haben Sie getroffen? Ist Ihnen bei exter-
ner Speicherung von Daten bewusst, dass diese Daten teilweise gar nicht in der Bundesrepublik Deutschland, ja noch nicht
einmal in der EU gespeichert werden? Wenn die Daten extern gespeichert werden, z. B. in den USA oder Indien, ist Ihnen be-
wusst, dass Sie damit bereits gegen das Datenschutzgesetz und gegen verschiedene andere Gesetze verstoßen können?
In den Vereinigten Staaten von Amerika werden alle Daten aufgrund des Patriot Act untersucht. Diese sind für die Ermitt-
lungsbehörden frei zugänglich, Datenschutz existiert dort in diesem Sinne nicht. Die Speicherung von Daten in den USA dürf-
te sich deshalb von vornherein verbieten. Allerdings werden wohl 90 % der extern gespeicherten Daten in Amerika verwaltet.
Ist Ihnen bewusst, dass z. B. bei Patentanmeldungen oder Urheberrechtsverfahren für Ihre Mandanten die gespeicherten Da-
ten auch aus anderen Gründen für Dritte von Interesse sein könnten?
Wie sieht es bei dem E-Mail Verkehr mit Mandanten aus, die sich in Ländern aufhalten, von denen bekannt ist, dass der E-
Mail Verkehr vollständig kontrolliert wird? All dies sind Fragen, über die sich die meisten von uns im täglichen Geschäft wahr-
scheinlich keine Gedanken machen. Aufgrund der zunehmenden Globalisierung und der zunehmenden Technisierung werden
wir dies aber in Zukunft wohl beachten müssen.
Sorglosigkeit in diesem Bereich kann nicht nur für den Einzelnen erhebliche Konsequenzen haben, sondern dem Ruf der An-
waltschaft insgesamt Schaden zufügen.
Ich habe neulich eine Werbung eines großen Anbieters von Anwaltssoftware gelesen, die da lautete: „Ich habe meine Akte im-
mer dabei, auch wenn ich gar nicht weiß, wo sie sich befindet.“ 
Diesen Kollegen sollte man sich nicht zum Vorbild nehmen. Seien Sie also kritisch und wachsam.

Ein frohes Weihnachtsfest und alles Gute für 2013 wünschend verbleibe ich

Ihr
Michael Schlüter 
Präsident
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Aus der Arbeit des Vorstandes

65. Tagung der Gebührenreferenten der Rechtsanwaltskammern –
Kurzbericht und Beschlüsse

An der 65. Tagung der Gebührenreferenten am
29.09.2012 in Frankfurt haben für die Rechtsanwalts-
kammer Braunschweig der Vizepräsident Rechtsan-
walt und Notar Jens Vollmer und die Geschäftsführe-
rin Rechtsanwältin Petra Boeke teilgenommen. Nach-
folgend ist zu Ihrer Information der von der BRAK er-
stellte Kurzbericht abgedruckt.

65. Tagung der Gebührenreferenten der Rechtsan-
waltskammern – Kurzbericht und Beschlüsse
Am 29. September 2012 fand in Frankfurt die 65. Ta-
gung der Gebührenreferenten der Rechtsanwaltskam-
mern statt. Da das Bundeskabinett kurz vor der Sit-
zung die Regierungsentwürfe eines 2. Kostenrechts-
modernisierungsgesetzes und eines Gesetzes zur Än-
derung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfe-
rechts beschlossen hatte, befassten sich die Sitzungs-
teilnehmer mit diesen Gesetzentwürfen als ihren Ge-
neralthemen.
In der Diskussion wurde schnell deutlich, dass die Re-
gierungsentwürfe gegenüber den Referentenentwür-
fen zwar jeweils Verbesserungen enthalten, die Ge-
setzgebungsvorschläge jedoch nach wie vor hinter den
Vorstellungen der Anwaltschaft zurückbleiben. Fol-
gende Kritikpunkte wurden festgestellt:

Regierungsentwurf eines 2. Kostenrechtsmoderni-
sierungsgesetz
1. Veränderte Tabellenstruktur und weitere lineare
Anpassung
Die Bundesrechtsanwaltskammer hält die lineare An-
hebung der Wertgebühren für nicht ausreichend und
fordert insbesondere wegen der veränderten Tabellen-
struktur eine Anhebung um weitere 2 Prozentpunkte.

2. Einführung einer Zusatzgebühr für zusätzliche
Termine zur Beweisaufnahme
Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die Einfüh-
rung einer Zusatzgebühr zum Ausgleich des erheb-
lichen Aufwands für Beweisaufnahmen. Sie fordert
aber, dass diese Gebühr für jeden Beweisaufnahmeter-
min ab dem zweiten Termin zur Beweisaufnahme ent-
steht. Die weitere Einschränkung, dass die Gebühr nur
für besonders umfangreiche Beweisaufnahmen ent-

steht, soll gestrichen werden. Folgende geänderte For-
mulierung wird vorgeschlagen:

3. Einigungsgebühr beim Ratenzahlungsvergleich
Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt, dass der
Regierungsentwurf einen Vorschlag für das Entstehen
der Einigungsgebühr bei Ratenzahlungsvereinbarun-
gen enthält. Allerdings erfasst er nicht alle regelungs-
bedürftigen Fälle. Insbesondere werden Vereinbarun-
gen, die getroffen werden, nachdem der Schuldner auf
einen Widerspruch gegen den Mahnbescheid verzich-
tet hat, damit der Gläubiger einen Titel erhält, nicht er-
fasst. 
Die Bundesrechtsanwaltskammer fordert deshalb, den
Formulierungsvorschlag aus dem gemeinsamen For-
derungskatalog von BRAK und DAV zu übernehmen:
„Absatz 1 der Anmerkung zu Nr. 1000 VV RVG wird
folgender Satz angefügt: 
„Der Ungewissheit über ein Rechtsverhältnis steht es
gleich, wenn die Verwirklichung des Anspruchs unsi-
cher ist.“

Der Beschränkung des Gegenstandswerts auf 20 %
des Anspruchs bei Zahlungsvereinbarungen durch §
31 b RVG-E wird ausdrücklich widersprochen. Der
Gegenstandswert bei Ratenzahlungsvereinbarungen
bestimmt sich nach dem Interesse an einer Zahlungs-
vereinbarung. Daran ist festzuhalten.

4. Nrn. 2301 und 2304 VV RVG-E
Dem Vorschlag, die jeweiligen Anmerkungen aus den
Nrn. 2300 und 2303 in die Nrn. 2301 bzw. 2304 zu
übernehmen, wird widersprochen. Durch das Wort
„höchstens“ wird eine neue Höchstgebühr von 1,3

Nr. 1010 Zusatzgebühr in Ange-
legenheiten, in denen
sich die Gebühren nach
Teil 3 richten und min-
destens zwei gerichtli-
che Termine durch den
Richter oder den Sach-
verständigen anbe-
raumt werden.
Die Gebühr entsteht ab dem

zweiten Termin zur Beweis-

aufnahme für jeden weiteren

Beweisaufnahmetermin.

0,3
oder bei Betragsrah-
mengebühren erhöhen
sich der Mindest- und
Höchstbetrag der Ter-
minsgebühr um 30 %.
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bzw. 300 Euro suggeriert. Es ist deshalb zu befürchten,
dass die Kappungsgrenze nicht mehr bei 1,3 bzw. 300
Euro liegt, sondern die Gebühr im Falle einer weder
schwierigen noch umfangreichen anwaltlichen Tätig-
keit aus einem neuen Rahmen zwischen 0,5 und 1,3
bzw. 50 bis 300 Euro zu bestimmen ist. 
Die BRAK fordert, es bei der bisherigen Formulierung
in den Anmerkungen zu belassen. Die Rechtsprechung
hat zwischenzeitlich klargestellt, in welchen Fällen die
Anmerkung greift. Probleme gibt es hiermit in der Pra-
xis nicht, sodass kein Grund für eine Umstellung be-
steht.

5. Fiktive Terminsgebühr im Sozialrecht
Die vorgeschlagene Änderung, dass  bei einer Ent-
scheidung durch Gerichtsbescheid eine fiktive Ter-
minsgebühr nur anfällt, wenn die Durchführung einer
mündlichen Verhandlung erzwungen werden kann,
lehnt die Bundesrechtsanwaltskammer weiterhin ab.
Mit ihr würden Regelungen aufgehoben, die insbeson-
dere im Sozialrecht bei der Abrechnung nach Betrags-
rahmengebühren bereits zu Zeiten der BRAGO gegol-
ten haben. Das erklärte Ziel, die Gebühren der im So-
zialrecht tätigen Rechtsanwälte besonders zu erhöhen,
würde konterkariert.

6. Fahrtkostenpauschale
Die Forderung nach einer Anhebung der Kilometer-
pauschale von 0,30 auf 0,50 Euro pro gefahrenen Ki-
lometer wird ausdrücklich aufrechterhalten.
Regierungsentwurf zur Änderung des Prozesskosten-
hilfe- und Beratungshilferechts

1. Änderung des Prozesskostenhilferechts
1.1 Beiordnung in Scheidungssachen
Die Bundesrechtsanwaltskammer lehnt die vorge-
schlagene Änderung der Beiordnung in Scheidungssa-
chen als massive Beschränkung des Zugangs zum
Recht für bedürftige Rechtsuchende ausdrücklich ab.
Es muss dabei bleiben, dass dem Antragsgegner ein
Rechtsanwalt beigeordnet wird, wenn der Antragstel-
ler anwaltlich vertreten ist. Dies gebietet das Prinzip
der Waffengleichheit.

1.2 Definition des Merkmals der Mutwilligkeit
Die Bundesrechtsanwaltskammer hält  den in § 114
Abs. 2 ZPO-E enthaltenen Definitionsvorschlag des
Merkmals der Mutwilligkeit für bedenklich, da er kei-
ne ausreichenden rechtssicheren Kriterien für die vor-
zunehmende Abwägung an die Hand gibt.  Sie fordert
eine klare, rechtsichere Definition.

1.3 Erweiterung des Beschwerderechts der Staats-
kasse (§ 127 ZPO-E)

Die Erweiterung des Beschwerderechts der Staatskas-
se, wie es in § 127 ZPO-E vorgesehen ist, lehnt die
BRAK weiter ab. Die Neuregelung schafft für den bei-
geordneten Rechtsanwalt eine unzumutbare und das
Verfahren verunsichernde Unklarheit über die Beiord-
nung.

1.4 PKH-Überprüfungsverfahren
Die Bundesrechtsanwaltskammer fordert, gesetzlich
klarzustellen, dass es sich bei den Überprüfungsver-
fahren um ein Abänderungsverfahren handelt. Dies ist
wegen der aktuellen Rechtsprechung des BGH erfor-
derlich, dass auch nach Beendigung der Instanz bzw.
des Hauptsacheverfahrens Zustellungen im Prozess-
kostenhilfeüberprüfungsverfahren an den Prozessbe-
vollmächtigten erfolgen müssen.

2. Änderung des Beratungshilferechts
2.1 Einführung der gesetzlichen Definition der

Mutwilligkeit zur Versagung von Beratungshil-
fe (§ 1 Abs. 3 BerHG-E)

Ebenso wie bei der Definition der Mutwilligkeit im
Prozesskostenhilferecht fehlt es an klaren Kriterien,
wann die Inanspruchnahme mutwillig ist. Die Bundes-
rechtsanwaltskammer fordert eine klare, rechtssichere
Definition.

2.2 Änderung der Voraussetzungen für die Bera-
tungshilfe durch Vertretung (§ 2 Abs. 1 Satz 2
BerHG-E)

Die Bundesrechtsanwaltskammer lehnt die Einfüh-
rung eines „Vorrangs der Selbstvertretung“  ausdrück-
lich ab. Die Vorschrift stellt eine Abkehr von dem Ziel
dar, allen Bevölkerungsschichten einen gleichen Zu-
gang zur Rechtsberatung und –vertretung zu ermög-
lichen und auch Bedürftigen Waffengleichheit gegen-
über demjenigen zu geben, der sich anwaltlichen Bei-
stand leisten kann.

2.3 Abschaffung der nachträglichen Antragstel-
lung (§ 6 Abs. 2 und 3 BerHG-E)

Eine grundsätzliche Pflicht zur Vorabantragstellung
lehnt die Bundesrechtsanwaltskammer aus Gründen
des Schutzes des Rechtsuchenden und des Rechtsan-
walts ab. Mindestens muss aber die Frist für eine aus-
nahmsweise zulässige nachträgliche Antragstellung
weiter angemessen verlängert werden.
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2.4 Aufhebung der Beratungshilfe auf Antrag des
Rechtsanwalts (§ 6a Abs. 2 BerhG-E)

Die Bundesrechtsanwaltskammer stimmt dem Vor-
schlag, dass die Beratungsperson die Aufhebung der
Beratungshilfe beantragen können soll, wenn der
Mandant aus der Rechtsverfolgung etwas erlangt hat,
nur mit der Maßgabe zu, dass in diesen Fällen ein Er-
folgshonorar nicht vereinbart werden darf. 

2.5 Rechtsmittel der Staatskasse gegen die Ertei-
lung des Berechtigungsscheins (§ 7 BerHG-E)

Eines Rechtsmittels der Staatskasse gegen die Ertei-
lung des Berechtigungsscheins für Beratungshilfe be-
darf es nicht. Es würde zu einer weiteren Bürokratisie-
rung ohne jeden Gewinn für den Staatshaushalt füh-
ren. 

2.6 Öffnungsklausel für die Länder für die Einfüh-
rung einer ausschließlichen Zuständigkeit an-
waltlicher Beratungsstellen (§ 12 Abs. 3
BerHG-E)

Die Bundesrechtsanwaltskammer spricht sich aus-
drücklich gegen eine Öffnungsklausel für die Länder
aus, die ausschließliche Zuständigkeit anwaltlicher
Beratungsstellen im Sinne des § 3 Abs. 1 BerHG ein-
zuführen. Diese Einrichtungen können nur eine Ergän-
zung und keine Ersetzung anwaltlichen Rates sein.

3. Vergütungsvereinbarungen bei Beratungshilfe
Dem Regelungsvorschlag, sich bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen zur Bewilligung von Beratungshilfe
durch einen Rechtsanwalt unentgeltlich oder gegen
Vereinbarung eines Erfolgshonorars beraten oder ver-
treten zu lassen, wird widersprochen. Insbesondere
auch aus Gründen des Schutzes des Mandanten vor
dem Hintergrund der Informationsasymmetrie zwi-
schen Rechtsanwalt und Mandant sollte es bei dem
geltenden Recht bleiben, dass Vergütungsvereinbarun-
gen mit beratungshilfeberechtigten Mandanten unzu-
lässig sind. 
Diese festgestellten Kritikpunkte bestätigte die 134.
Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer
am 19.10.2012 und legte sie als Leitlinien für die wei-
teren Verhandlungen der Bundesrechtsanwaltskammer
und der regionalen Rechtsanwaltskammern in den Ge-
setzgebungsvorhaben fest. 

5. 66. Tagung der Gebührenreferenten
Die 66. Tagung der Gebührenreferenten wird am 2.
März 2013 in Bamberg stattfinden. Generalthemen
werden voraussichtlich erneut das 2. Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz sowie der das Gesetz zur Ände-
rung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts
sein.

134. Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer
in Augsburg

Auf Einladung der Rechtsanwaltskammer München
fand am 19.10.2012 in Augsburg die 134. Hauptver-
sammlung der Bundesrechtsanwaltskammer statt.  Es
wurden  wichtige Themen wie z.B. das 2. Kosten-
rechtsmodernisierungsgesetz, der Gesetzesentwurf zur
Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfe-
rechts, die Novellierung der §§ 59c ff. BRAO und die
Stellung des Syndikusanwalts besprochen. Nachfol-
gend sind die Beschlussfassungen der Hauptversamm-
lung zu den Regierungsentwürfen zum 2. Kosten-
rechtsmodernisierungsgesetz und des Gesetztes zur

Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfe-
rechts abgedruckt.
Auf dem sich anschließenden Festabend sprach die
Bundesministerin der Justiz Frau Leutheusser-Schnar-
renberger ein Grußwort. 
Die nächste Hauptversammlung der Bundesrechtsan-
waltskammer wird am 26.04.2013 in Braunschweig
stattfinden. 

Petra Boeke
Geschäftsführerin



KammermitteilungKammermitteilung

8 Rechtsanwaltskammer Dezember 2012

Beschlussfassung der 134. Hauptversammlung zum
Regierungsentwurf eines Zweiten Kostenrechtsmod-
ernisierungsgesetzes

1. Veränderte Tabellenstruktur und weitere lineare
Anpassung

Die Bundesrechtsanwaltskammer hält die lineare An-
hebung der Wertgebühren für nicht ausreichend und
fordert insbesondere wegen der veränderten Tabellen-
struktur eine Anhebung um weitere 2 Prozentpunkte.

2. Einführung einer Zusatzgebühr für zusätzliche
Termine zur Beweisaufnahme

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die Ein-
führung einer Zusatzgebühr zum Ausgleich des erhe-
blichen Aufwands für Beweisaufnahmen. Sie fordert
aber, dass diese Gebühr für jeden Beweisaufnahmeter-
min ab dem zweiten Termin zur Beweisaufnahme
entsteht. Die weitere Einschränkung, dass die Gebühr
nur für besonders umfangreiche Beweisaufnahmen
entsteht, soll gestrichen werden. Folgende geänderte
Formulierung wird vorgeschlagen:

3. Einigungsgebühr beim Ratenzahlungsvergleich

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt, dass der
Regierungsentwurf einen Vorschlag für das Entstehen
der Einigungsgebühr bei Ratenzahlungsvereinbarun-
gen enthält. Allerdings erfasst er nicht alle regelungs-
bedürftigen Fälle. Insbesondere werden Vereinbarun-
gen, die getroffen werden, nachdem der Schuldner auf
einen Widerspruch gegen den Mahnbescheid
verzichtet hat, damit der Gläubiger einen Titel erhält,
nicht erfasst. 
Die Bundesrechtsanwaltskammer fordert deshalb, den
Formulierungsvorschlag aus dem gemeinsamen
Forderungskatalog von BRAK und DAV zu
übernehmen: 

„Absatz 1 der Anmerkung zu Nr. 1000 VV RVG wird
folgender Satz angefügt: 
„Der Ungewissheit über ein Rechtsverhältnis steht es
gleich, wenn die Verwirklichung des Anspruchs un-
sicher ist.“

Der Beschränkung des Gegenstandswerts auf 20 %
des Anspruchs bei Zahlungsvereinbarungen durch §
31 b RVG-E wird ausdrücklich widersprochen. Der
Gegenstandswert bei Ratenzahlungsvereinbarungen
bestimmt sich nach dem Interesse an einer
Zahlungsvereinbarung. Daran ist festzuhalten.

4. Nrn. 2301 und 2304 VV RVG-E

Dem Vorschlag, die jeweiligen Anmerkungen aus den
Nrn. 2300 und 2303 in die Nrn. 2301 bzw. 2304 zu
übernehmen, wird widersprochen. Durch das Wort
„höchstens“ wird eine neue Höchstgebühr von 1,3
bzw. 300 Euro suggeriert. Es ist deshalb zu befürcht-
en, dass die Kappungsgrenze nicht mehr bei 1,3 bzw.
300 Euro liegt, sondern die Gebühr im Falle einer
weder schwierigen noch umfangreichen anwaltlichen
Tätigkeit aus einem neuen Rahmen zwischen 0,5 und
1,3 bzw. 50 bis 300 Euro zu bestimmen ist. 
Die BRAK fordert, es bei der bisherigen Formulierung
in den Anmerkungen zu belassen. Die Rechtsprechung
hat zwischenzeitlich klargestellt, in welchen Fällen die
Anmerkung greift. Probleme gibt es hiermit in der
Praxis nicht, sodass kein Grund für eine Umstellung
besteht. 

5. Fiktive Terminsgebühr im Sozialrecht
Die vorgeschlagene Änderung, dass bei einer
Entscheidung durch Gerichtsbescheid eine fiktive Ter-
minsgebühr nur anfällt, wenn die Durchführung einer
mündlichen Verhandlung erzwungen werden kann,
lehnt die Bundesrechtsanwaltskammer weiterhin ab. 
Mit ihr würden Regelungen aufgehoben, die insbeson-
dere im Sozialrecht bei der Abrechnung nach Be-
tragsrahmengebühren bereits zu Zeiten der BRAGO
gegolten haben. Das erklärte Ziel, die Gebühren der
im Sozialrecht tätigen Rechtsanwälte besonders zu er-
höhen, würde konterkariert. 

6. Fahrtkostenpauschale

Die Forderung nach einer Anhebung der Kilometer-
pauschale von 0,30 auf 0,50 Euro pro gefahrenen
Kilometer wird ausdrücklich aufrechterhalten.

Nr. 1010 Zusatzgebühr in An-
gelegenheiten, in denen
sich die Gebühren nach
Teil 3 richten und min-
destens zwei
gerichtliche Termine
durch den Richter oder
den Sachverständigen
anberaumt werden. Die
Gebühr entsteht ab dem zweit-

en Termin zur Beweisauf-

nahme für jeden weiteren Be-

weisaufnahmetermin.

0,3 
oder bei Betragsrah-
mengebühren erhöhen
sich der Mindest� und
Höchstbetrag der Ter-
minsgebühr um 30 %. 



KammermitteilungKammermitteilung

9Rechtsanwaltskammer Dezember 2012

Beschlussfassung 134. Hauptversammlung zum
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Prozesskosten- und Beratungshilferechts

1. Änderung des Prozesskostenhilferechts 
1.1 Beiordnung in Scheidungssachen

Die Bundesrechtsanwaltskammer lehnt die
vorgeschlagene Änderung der Beiordnung in Schei-
dungssachen als massive Beschränkung des Zugangs
zum Recht für bedürftige Rechtsuchende ausdrücklich
ab. Es muss dabei bleiben, dass dem Antragsgegner
ein Rechtsanwalt beigeordnet wird, wenn der Antrag-
steller anwaltlich vertreten ist. Dies gebietet das
Prinzip der Waffengleichheit.

1.2 Definition des Merkmals der Mutwilligkeit

Die Bundesrechtsanwaltskammer hält den in § 114
Abs. 2 ZPO-E enthaltenen Definitionsvorschlag des
Merkmals der Mutwilligkeit für bedenklich, da er
keine ausreichenden rechtssicheren Kriterien für die
vorzunehmende Abwägung an die Hand gibt. Sie
fordert eine klare, rechtsichere Definition.

1.3 Erweiterung des Beschwerderechts der
Staatskasse (§ 127 ZPO-E) 

Die Erweiterung des Beschwerderechts der
Staatskasse, wie es in § 127 ZPO-E vorgesehen ist,
lehnt die BRAK weiter ab. Die Neuregelung schafft
für den beigeordneten Rechtsanwalt eine unzumutbare
und das Verfahren verunsichernde Unklarheit über die
Beiordnung. 

1.4 PKH-Überprüfungsverfahren

Die Bundesrechtsanwaltskammer fordert, gesetzlich
klarzustellen, dass es sich bei den Überprüfungsver-
fahren um ein Abänderungsverfahren handelt. Dies ist
wegen der aktuellen Rechtsprechung des BGH er-
forderlich, dass auch nach Beendigung der Instanz
bzw. des Hauptsacheverfahrens Zustellungen im
Prozesskostenhilfeüberprüfungsverfahren an den
Prozessbevollmächtigten erfolgen müssen. 

2. Änderung des Beratungshilferechts 
2.1 Einführung der gesetzlichen Definition der
Mutwilligkeit zur Versagung von Beratungshilfe (§
1 Abs. 3 BerHG-E)

Ebenso wie bei der Definition der Mutwilligkeit im
Prozesskostenhilferecht fehlt es an klaren Kriterien,
wann die Inanspruchnahme mutwillig ist. Die Bun-
desrechtsanwaltskammer fordert eine klare,
rechtssichere Definition.

2.2 Änderung der Voraussetzungen für die Be-
ratungshilfe durch Vertretung (§ 2 Abs. 1 Satz 2
BerHG-E)

Die Bundesrechtsanwaltskammer lehnt die Ein-
führung eines „Vorrangs der Selbstvertretung“ aus-
drücklich ab. Die Vorschrift stellt eine Abkehr von
dem Ziel dar, allen Bevölkerungsschichten einen gle-
ichen Zugang zur Rechtsberatung und –vertretung zu
ermöglichen und auch Bedürftigen Waffengleichheit
gegenüber demjenigen zu geben, der sich anwaltlichen
Beistand leisten kann.

2.3 Abschaffung der nachträglichen Antragstellung
(§ 6 Abs. 2 und 3 BerHG-E)

Eine grundsätzliche Pflicht zur Vorabantragstellung
lehnt die Bundesrechtsanwaltskammer aus Gründen
des Schutzes des Rechtsuchenden und des Rechtsan-
walts ab. Mindestens muss aber die 
Frist für eine ausnahmsweise zulässige nachträgliche
Antragstellung weiter angemessen verlängert werden.

2.4 Aufhebung der Beratungshilfe auf Antrag des
Rechtsanwalts (§ 6a Abs. 2 BerhG-E)

Die Bundesrechtsanwaltskammer stimmt dem
Vorschlag, dass die Beratungsperson die Aufhebung
der Beratungshilfe beantragen können soll, wenn der
Mandant aus der Rechtsverfolgung etwas erlangt hat,
nur mit der Maßgabe zu, dass in diesen Fällen ein Er-
folgshonorar nicht vereinbart werden darf.

2.5 Rechtsmittel der Staatskasse gegen die
Erteilung des Berechtigungsscheins (§ 7 BerHG-E)

Eines Rechtsmittels der Staatskasse gegen die
Erteilung des Berechtigungsscheins für Beratungshilfe
bedarf es nicht. Es würde zu einer weiteren
Bürokratisierung ohne jeden Gewinn für den Staat-
shaushalt führen. 
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Nachweis der Fortbildungsverpflichtung
für Fachanwälte gem. § 15 FAO

Gem. § 15 FAO haben alle Kolleginnen und Kollegen,
die Fachanwälte sind, jährlich unaufgefordert die Teil-
nahme an Fortbildungsveranstaltungen nachzuweisen,
die insgesamt 10 Stunden je Fachgebiet nicht unter-
schreiten dürfen. 
Bisher sind noch nicht viele Kolleginnen/Kollegen
dieser Verpflichtung für das Jahr 2012 nachgekom-
men. Wir bitten Sie deshalb zur Vermeidung eines er-

heblichen bürokratischen Aufwandes Ihre Fortbil-
dungsverpflichtung spätestens bis zum 31. Januar
2013 schriftlich bei der Kammer nachzuweisen. Die
Teilnahmebescheinigungen können in Kopie einge-
reicht werden. 

Petra Boeke
Geschäftsführerin

Berufsfragen

Geänderte Anforderungen für den Fachanwalt für IT-Recht

Mit Beschluss der Satzungsversammlung bei der
BRAK am 14.05.2012 wurde § 5 Abs. 1 lit. r) Satz 1
FAO neu gefasst.  Danach müssen für die Erlangung
des Titels des Fachanwalts für IT-Recht nicht mehr 50
Fälle aus allen in § 14 k FAO genannten Bereichen,

sondern 50 Fälle aus „den“ in § 14 k FAO genannten
Bereichen nachgewiesen werden. 

(BRAK-Mitteilungen Ausgabe 4/2012,  172; Inkraft-
treten am 01.11.2012)

2.6 Öffnungsklausel für die Länder für die Ein-
führung einer ausschließlichen Zuständigkeit an-
waltlicher Beratungsstellen (§ 12 Abs. 3 BerHG-E)

Die Bundesrechtsanwaltskammer spricht sich aus-
drücklich gegen eine Öffnungsklausel für die Länder
aus, die ausschließliche Zuständigkeit anwaltlicher
Beratungsstellen im Sinne des § 3 Abs. 1 BerHG
einzuführen. Diese Einrichtungen können nur eine
Ergänzung und keine Ersetzung anwaltlichen Rates
sein.

3.Vergütungsvereinbarungen bei Beratungshilfe 

Dem Regelungsvorschlag, sich bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen zur Bewilligung von Beratungshilfe
durch einen Rechtsanwalt unentgeltlich oder gegen
Vereinbarung eines Erfolgshonorars beraten oder
vertreten zu lassen, wird widersprochen. Insbesondere
auch aus Gründen des Schutzes des Mandanten vor
dem Hintergrund der Informationsasymmetrie zwis-
chen Rechtsanwalt und Mandant sollte es bei dem gel-
tenden Recht bleiben, dass Vergütungsvereinbarungen
mit beratungshilfeberechtigten Mandanten unzulässig
sind.
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Durchsuchung in der Rechtsanwaltskanzlei – Verhaltenshinweise

1. Grundsätzliches: Verschwiegenheitspflicht
Der Durchsuchungsbeschluss sollte zunächst darauf-
hin gepru� ft werden, ob eine Durchsuchung nach
- § 102 StPO - Durchsuchung beim Verdächtigen -
oder nach
- § 103 StPO - Durchsuchung bei anderen Personen -
erfolgt.
Bei einer Durchsuchung bei Gefahr in Verzug mu� ssen
die Durchsuchungsbeamten klarstellen, ob sie auf-
grund von § 102 oder § 103 StPO durchsuchen.
Bei einer Durchsuchung nach § 103 StPO ist der
Rechtsanwalt zur Verschwiegenheit verpflichtet (§ 43
a II 1 BRAO). Er verletzt diese Pflicht, wenn er eine
Handakte ohne Wissen und Zustimmung seines Man-
danten freiwillig zur Verfu�gung stellt oder herausgibt.
Es besteht auch die Gefahr eines Geheimnisverrats (§
203 StGB).
Wenn keine Entbindungserklärung des Mandanten
vorliegt (zur eigenen Absicherung sollte auf einen
schriftlichen Nachweis der Entbindung bestanden
werden)
- darf keine Auskunft aus demMandatsverhältnis er-
teilt werden und
- Handakten mu� ssen beschlagnahmt und du� rfen nicht
freiwillig herausgegeben werden.
Die sofortige Unterrichtung und Zuziehung eines Mit-
glieds des Vorstands der Rechtsanwaltskammer wird
empfohlen.

2. Neufassung des § 160 a StPO
Am 10.11.2010 wurde das Gesetz zur Stärkung des
Schutzes von Vertrauensverhältnissen zu Rechtsan-
wälten im Strafprozess verabschiedet. Seit 1.2.2011 ist
der neue § 160 a StPO in Kraft. Wichtigste Neurege-
lung des § 160 a StPO ist die Gleichstellung aller
Rechtsanwälte mit dem Strafverteidiger. Vor der Neu-
regelung waren gemäß § 160 a StPO aF nur Geistliche,
Abgeordnete und Strafverteidiger vor staatlichen Aus-
forschungsmaßnahmen geschu� tzt. Die Neufassung
von § 160a StPO beseitigt diese Differenzierung. §
160a StPO normiert sowohl ein Beweiserhebungs- als
auch ein Beweisverwertungsverbot.
Die rechtliche Privilegierung von Rechtsanwälten tritt
jedoch nicht ein, wenn der Rechtsanwalt der Beteili-
gung an der Straftat, sowie der Begu�nstigung, Strafve-
reitelung und Hehlerei (nicht Geldwäsche) verdächtig
ist. (Meyer-Goßner, § 160a, Rn. 15)
Gemäß § 160 a V StPO bleibt § 97 StPO unberührt.

Das Verhältnis von § 160 a StPO zu § 97 StPO ist un-
geklärt.§97 StPO ist keine Rechtsgrundlage fu� r eine
Beschlagnahme, sondern regelt Beschlagnahmeverbo-
te und deren Ausnahmen. Voraussetzung von § 97
StPO ist jedoch eine wirksame Beschlagnahme.
Trotz des grundsätzlichen Vorrangs von § 97 StPO
greift nach der Intention des Gesetzgebers bei der Be-
schlagnahme beschlagnahmefreier Gegenstände § 160
a Abs. 1 S. 2, 5 StPO, da § 97 StPO keine Regelung
u�ber die Verwertung trifft (BT-Drucks 16/5846 S. 38).
Insoweit normiert § 160 a StPO ein Beweisverwer-
tungsverbot fu� r beschlagnahmefreie Gegenstände.

3. Der Rechtsanwalt als Beschuldigter
Ist der Rechtsanwalt selbst Beschuldigter, handelt es
sich also um eine Durchsuchung gem. § 102 StPO, so
stellen die zur eigenen Verteidigung gemachten Anga-
ben keinen Geheimnisverrat gemäß § 203 StGB dar,
berufsrechtlich ist das Verhalten vielmehr gemäß § 2
Abs. 3 BORA erlaubt. Der Rechtsanwalt hat in diesem
Fall aber ein Schweigerecht als Beschuldigter. Von
diesem Recht sollte bis zur Ru� cksprache mit einem
Verteidiger Gebrauch gemacht werden, da durch die
Durchsuchungsmaßnahmen eine Belastungssituation
gegeben ist, in der auch der Rechtskundige die Hilfe
eines Kollegen in Anspruch nehmen sollte.
Jede Durchsuchung muss verhältnismäßig und ange-
messen sein. Bei einer Kanzleidurchsuchung eines
Rechtsanwalts sind jedoch nicht nur die Individualin-
teressen des Mandanten beru�hrt. Der Schutz der Ver-
trauensbeziehung zwischen Rechtsanwalt und Man-
dant liegt auch im Interesse der Allgemeinheit an einer
wirksamen und geordneten Rechtspflege. (BVerfGE
113, 29, 46ff.) Deswegen ist bei der Durchsuchung ei-
ner Rechtsanwaltskanzlei die Frage der Angemessen-
heit im Rahmen der Prü� fung der Verhältnismäßigkeit
besonders abzuwägen. Insbesondere sind die Schwere
der Tat und die Stärke des Tatverdachts zu beru� cksich-
tigen. (vgl. BVerfG StV 2008, 393; BVerfG NJW
2007, 1443)

4. Überpru� fung des Durchsuchungsbeschlusses
Die Anordnung der Durchsuchung sollte auf folgende
Punkte hin u�berpru� ft werden.
- Ist der Beschluss nicht älter als 6 Monate (BVerfGE
96, 44)?
- Sind im Beschluss Tatverdacht, Tatzeiträume und
aufzufindende Gegenstände konkret bezeichnet?
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- Bei einer Durchsuchung nach § 103 StPO: Sind die
Verdachtsgru�nde benannt, warum sich die aufzufin-
denden Gegenstände beim Dritten befinden sollen?

Fehlt es hieran, so ist der Beschluss unwirksam. Der
Rechtsanwalt sollte in diesem Fall der Durchsu-
chungsmaßnahme widersprechen und den Wider-
spruch protokollieren lassen.

5. Gefahr im Verzug
Fehlt ein richterlicher Durchsuchungsbeschluss, so ist
eine Durchsuchung nur bei Gefahr im Verzug zulässig.
Der Begriff der "Gefahr im Verzug" ist eng auszule-
gen. Es bedarf einer Begru�ndung durch Tatsachen. Das
Bundesverfassungsgericht verlangt zur gerichtlichen
Nachpru� fung eine Darlegung des gesamten Vorgangs
in der Ermittlungsakte (vgl. BVerfG, StV 2001, 207).
Der Rechtsanwalt sollte deshalb verlangen, dass ihm
die konkreten Gru�nde der Durchsuchung sowie der be-
sonderen Eilbedu� rftigkeit genannt werden. Werden
keine oder aus Sicht des Anwaltes unzureichende
Gru� nde vorgebracht, so sollte einer Durchsuchung
aufgrund Gefahr im Verzug widersprochen werden.
Die Aufforderung zur Benennung der Begru�ndung so-
wie die gegebene Antwort sollten im Protokoll festge-
halten werden.

6. Ablauf der Durchsuchung
Der Rechtsanwalt sollte bei der Durchfu� hrung der
Maßnahme jegliche Eskalation vermeiden. Die Be-
schlagnahme von Unterlagen kann nicht verhindert
werden. Um jedoch die Mitnahme und die unnötige
Einsichtnahme in Unterlagen nicht betroffener Dritter
zu verhindern und Zufallsfunde zu verhindern, sollte
der Rechtsanwalt bei der Suche und beim Sortieren
behilflich sein. Dabei ist auf folgendes zu achten:
- Polizeibeamte du� rfen als Ermittlungspersonen der
Staatsanwaltschaft (§ 152 GVG) ohne die Genehmi-
gung des Rechtsanwaltes Papiere – auch die Hand-
akten des Rechtsanwaltes - nur auf Anordnung des
Staatsanwaltes durchsehen (§ 110 StPO). Die Ge-
nehmigung durch den Betroffenen sollte nicht erteilt
werden. Ist kein Staatsanwalt anwesend oder können
die Polizeibeamten keine Anordnung vorweisen, so
mu� ssen die Unterlagen von den Polizeibeamten un-
gelesen versiegelt und zur Staatsanwaltschaft ge-
bracht werden. Im Gegensatz zu den Polizeibeamten
du� rfen die Beamten der Steuerfahndung auch ohne
Genehmigung des Betroffenen (hier des Rechtsan-
walts) Papiere durchsehen (§ 404 S. 2, 1. HS AO).
- Die schriftlichen Mitteilungen zwischen dem Man-

danten und dem Rechtsanwalt, seine Aufzeichnun-
gen u�ber die ihm anvertrauten oder sonst bei der Be-
fassung mit dem Fall bekannt gewordenen Tatsachen
und alle anderen Gegenstände, auf die sich sein
Zeugnisverweigerungsrecht erstreckt, sind gem. § 97
Abs. 1 Nr. 2 und 3 StPO beschlagnahmefrei.
- Die Ausnahme v o n dieser Beschlagnahmefreiheit
ist in § 97 Abs. 2 u. 3 StPO normiert: Danach gilt die
Beschränkung der Beschlagnahme nicht, wenn der
Rechtsanwalt einer Teilnahme oder einer Begu�nsti-
gung, Strafvereitelung oder Hehlerei verdächtig ist,
oder wenn es sich um Gegenstände handelt, die
durch eine Straftat hervorgebracht, zur Begehung ei-
ner Straftat bestimmt sind oder die aus einer Straftat
herru�hren.
- Der Rechtsanwalt sollte bei seiner Ansicht nach be-
schlagnahmefreien Unterlagen auf die Rechtswidrig-
keit der Beschlagnahme hinweisen, der Beschlag-
nahme unter Bezugnahme auf § 97 Abs. 1 StPO ge-
sondert widersprechen und diesen Widerspruch auch
gesondert protokollieren lassen. Die Beschlagnahme
als solche läßt sich nicht verhindern, so dass der
Rechtsanwalt auch diese Unterlagen herausgeben
muß. Er sollte aber versuchen, auch bei Anwesenheit
eines Staatsanwaltes, auf eine Versiegelung der
Unterlagen zu bestehen (vgl. AG Hanau, NJW1989,
1493, Nack, in: Karlsruher Kommentar zur StPO,
Rz. 15 zu § 97 StPO). Wie oben bereits dargelegt re-
gelt § 97 StPO nicht die Verwertung von beschlag-
nahmefreien Gegenständen. Hier geht § 160 a Abs. 1
S.2, 5; Abs. 2 S.3; Abs. 3 StPO vor.
- Gem. § 95 Abs. 2 S. 2 StPO du� rfen gegen einen
Rechtsanwalt als Person, die zur Zeugnisverweige-
rung berechtigt ist, keine Zwangsmittel zur Durch-
setzung einer Mitwirkung angewendet werden.
- Über die Rechtmäßigkeit der Beschlagnahme muss
dann im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ent-
schieden werden. Der Rechtsanwalt sollte hier ver-
suchen im Wege einer Zwischenverfu�gung zu errei-
chen, dass die Durchsicht der Akteninhalte bis zur
Entscheidung des Gerichts zu unterbleiben hat.
- Bei polizeilichen Durchsuchungen, ohne Anwesen-
heit eines Staatsanwaltes muss ein Zeuge hinzugezo-
gen werden (§ 105 StPO; wesentliche Förmlichkeit).
Am Besten sollte man hier auf die Zuziehung eines
Mitglieds des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer
oder einen anderen erfahrenen Kollegen bestehen.
- Kanzleimitarbeiter sollten eigenständig keine Fragen
von Ermittlungsbeamten beantworten. Gem. § 53a
StPO besteht fu� r die Berufshelfer des Rechtsanwalts
ein Zeugnisverweigerungsrecht. Über die Ausu�bung
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dieses Rechts hat nicht der Mitarbeiter selbst, son-
dern der Berufsgeheimnisträger (hier der Rechtsan-
walt) zu entscheiden. Auch sog. informatorische An-
hörungen sollten die Kanzleimitarbeiter verweigern.
- Es empfiehlt sich, kanzleiintern Vorgaben zu ma-
chen, wie sich die Kanzleimitarbeiter im Fall der
Durchsuchung zu verhalten haben und wer ggf. als
externer Verteidiger hinzuzuziehen ist.
- Ebenfalls ist es sinnvoll, die gesuchten Dokumente
zu kopieren, um später nachvollziehen zu können,
welche Unterlagen beschlagnahmt wurden. Dies
kann sowohl fu� r eine gegen die Durchsuchung und
Beschlagnahme gerichtete Beschwerde als auch für
die Verteidigung im gesamten weiteren Verfahren
nützlich sein.

7. Sicherstellung von Daten und Datenträgern
- Die Beschlagnahme des Datenbestands bekommt
immer größere praktische Relevanz. Der Eingriff ist
an Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG zu messen.
Grundsätzlich ist zwar die Sicherstellung und Be-
schlagnahme von Datenträgern und von hierauf ge-
speicherten Daten möglich. Bei der Sicherstellung
des Datenträgers und aller darauf vorhandenen Da-
ten kommt aber dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit eine besondere Bedeutung zu.
- Dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz muss bei der
Durchsuchung, Sicherstellung und Beschlagnahme
von Datenträgern und den darauf vorhandenen Da-
ten in vielfältiger Weise Rechnung getragen werden
(BVerfG NJW 2005, 1917):
- Wenn auf den von der Maßnahme betroffenen Da-
tenträgern neben unverfänglichem Material auch po-
tentiell Beweiserhebliches enthalten ist, ist zu
pru� fen, ob eine Sicherstellung des Datenträgers und
aller darauf vorhandenen Daten wirklich erforderlich
ist. Der dauerhafte Zugriff auf den gesamten Daten-
bestand ist dann nicht erforderlich, wenn die Sicher-
stellung allein der beweiserheblichen Daten auf eine
andere, die Betroffenen weniger belastende Weise
ebenso gut erreicht werden kann. Die Gewinnung
u�berschießender und vertraulicher, fu� r das Verfahren
aber bedeutungsloser Informationen muss im Rah-
men des Vertretbaren vermieden werden.
- Soweit eine Unterscheidung der Daten nach ihrer
potentiellen Verfahrenserheblichkeit vorgenommen
werden kann, ist die Möglichkeit einer Trennung der
potentiell erheblichen von den restlichen Daten zu
pru� fen. In Betracht kommt hierbei das Erstellen ei-
ner Teilkopie hinsichtlich der verfahrenserheblichen
Daten.

- Je nach den Umständen des Einzelfalls können fu� r
die Begrenzung des Zugriffs unterschiedliche, mit-
einander kombinierbare Möglichkeiten der materiel-
len Datenzuordnung in Betracht gezogen werden.
Sie mu� ssen, bevor eine endgu� ltige Beschlagnahme
sämtlicher Daten erwogen wird, ausgeschöpft wer-
den. Bei der gemeinsamen Nutzung einer EDV-An-
lage durch mehrere Sozien kann sich eine fu� r einen
geordneten Geschäftsgang erforderliche, unter Um-
ständen mittels einer Zugriffsbeschränkung gesi-
cherte Datenstruktur an den Berufsträgern orientie-
ren. In Betracht kommt beispielsweise auch eine the-
men-, zeit-, mandanten- oder mandatsbezogene Ord-
nung der Datenablage. Eine Zuordnung der Daten
nach ihrer Verfahrensrelevanz kann unter Umstän-
den auch mit Hilfe geeigneter Suchbegriffe oder
Suchprogramme gelingen.
- Wenn den Strafverfolgungsbehörden im Verfahren
der Durchsicht unter zumutbaren Bedingungen eine
materielle Zuordnung der verfahrenserheblichen Da-
ten einerseits oder eine Löschung der verfahrensun-
erheblichen Daten beziehungsweise deren Ru� ckgabe
an den Berechtigten andererseits nicht möglich ist,
steht der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zwar
unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit der
Maßnahme einer Beschlagnahme des gesamten Da-
tenbestands nicht entgegen, es muss dann aber im je-
weiligen Einzelfall gepru� ft werden, ob der umfas-
sende Datenzugriff dem Übermaßverbot Rechnung
trägt.
- Die Frage von Zufallsfunden ist offen, das Bundes-
verfassungsgericht zieht insoweit ein ergänzendes
Beweisverwertungsverbot in Betracht, das den
Schutz gem. Art. 2 I i.V. mit Art. 1 I GG effektiv ma-
chen und dem verfassungsrechtlich geschü� tzten Ver-
trauensverhältnis zum Rechtsberater dienen soll
(vgl. BVerfG NJW 2005,1917,1923).
Besonderheiten ergeben sich bei der Beschlagnahme
von E-Mails. Hier sind drei Phasen zu unterscheiden:
- 1.Phase: Absenden der Nachricht bis zum Ankom-
men auf dem Speicher des Providers
- 2.Phase: Ruhen der Nachricht auf dem Speicher des
Providers
- 3.Phase: Abrufen der Nachricht durch den Empfän-
ger
Fü� r die Phase 1 und 3 gelten unstreitig die engeren
Voraussetzungen des Straftatenkataloges des § 100a
StPO und dessen gesteigerte Verhältnismäßigkeitsan-
forderung. Hinsichtlich Phase 2 war die Eingriffs-
grundlage lange umstritten und wurde durch Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichtes zu Gunsten
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der §§ 94 ff. StPO geklärt. (Beschluss des BVerfG
vom 16.6.2009, 2BvR 902/06) 
Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings klarge-
stellt, dass die Daten dem Fernmeldegeheimnis des
Art. 10 GG unterfallen und diesem Umstand Rech-
nung getragen werden muss.
Der BGH hat entschieden, dass die Anordnung der Be-
schlagnahme des gesamten E-Mail Bestandes auf dem
Mailserver des Providers gegen das Übermaßverbot
verstößt. (BGH NJW 2010, 1297) Auch gilt hier das
Beschlagnahmeverbot des § 97 StPO. (BGH aaO)

8. Sicherstellungsverzeichnis
Die beschlagnahmten Unterlagen und Gegenstände
mu� ssen im Sicherstellungsverzeichnis genau aufgelis-
tet werden. Der Rechtsanwalt muss jede einzelne Po-
sition auf ihre Richtigkeit hin u�berpru� fen, und feststel-
len, ob alle beschlagnahmten Gegenstände mit laufen-
der Nummer aufgelistet wurden. Bei Unterlagen, die
zur Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes unbe-
dingt erforderlich sind, sollte der Anwalt auf das An-
fertigen von Kopien bestehen, soweit dies den Ablauf
der Durchsuchung nicht behindert. Andernfalls muss
dies später nachgeholt werden. Der Rechtsanwalt
muss deshalb darauf achten, dass er lesbare Durch-

schriften des Sicherstellungsverzeichnisses hat.

9. Abschluss der Durchsuchung; Protokoll
Der Rechtsanwalt hat vor der Unterzeichnung des Pro-
tokolls darauf zu achten, dass sämtliche seiner Ein-
wände festgehalten wurden und insbesondere ver-
merkt wurde, dass er mit der Sicherstellung nicht ein-
verstanden war und die Unterlagen beschlagnahmt
wurden.
Fu� r diese Erklärung werden in der Regel Textbaustei-
ne angekreuzt; diese sollte man in Ruhe durchlesen.
Der Rechtsanwalt sollte sich eine Visitenkarte oder
den Namen sowie die Telefonnummer des verantwort-
lichen Beamten geben lassen.
Der Rechtsanwalt sollte Handlungen vermeiden, die
den Eindruck erwecken, er wu� rde zugunsten seines
Mandanten den Durchsuchungszweck beeinträchti-
gen. Der Mandant darf und muss aber u� ber die Durch-
suchungsmaßnahme informiert werden, da der Anwalt
aufgrund seines Mandatsverhältnisses hierzu ver-
pflichtet ist.

Prof Dr. Eckhart Mü� ller, Rechtsanwalt,
Fachanwalt fü� r Strafrecht
Stand: 9.5.2012

Rechtsprechung

BGH: Mit Unterschrift  unter bestimmenden Schriftsatz
übernimmt Rechtsanwalt Verantwortung
Der BGH hat mit Beschluss vom 26.07.2012 (Az.: III
ZB 70/11) entschieden, dass ein Rechtsanwalt, der un-
ter Angabe seiner Berufsbezeichnung einen bestim-
menden Schriftsatz für einen anderen Rechtsanwalt
unterzeichnet, auch dann die Verantwortung für den
Inhalt des Schriftsatzes übernimmt, wenn vermerkt ist,
dass der andere Anwalt „nach Diktat außer Haus“ ist.
In den Gründen heißt es dazu: „Die vollständige Na-
mensnennung des Prozessbevollmächtigten der Kläge-
rin am Ende des Schriftsatzes im Zusammenhang mit
dem Zusatz „nach Diktat außer Haus“ macht deutlich,
dass die Berufungsbegründung von diesem Rechtsan-
walt erstellt, aber wegen Ortsabwesenheit nicht selbst

unterschrieben werden konnte. Auch wenn ein aus-
drücklicher Zusatz „für“ diesen Tätig zu werden, fehlt,
lässt sich hier der Unterzeichnung durch eine Rechts-
anwältin, wovon das Berufungsgericht aufgrund der
angegebenen Berufsbezeichnung ausgehen konnte,
gleichwohl entnehmen, dass sie an seiner Stelle die
Unterschrift leisten und damit als Unterbevollmächtig-
te in Wahrnehmung des Mandats der Klägerin auftre-
ten wollte. Anhaltpunkte, die dem entgegenstehen
könnten, sind nicht ersichtlich. Für einen Rechtsan-
walt versteht es sich im Zweifel von selbst, mit seiner
Unterschrift auch eine entsprechende Verantwortung
für einen bestimmenden Schriftsatz zu übernehmen.“
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8. Karikaturpreis der deutschen Anwaltschaft an Hans Traxler

Am 26.09.2012 hat die Bundesrechtsanwaltskammer
den 8. Karikaturpreis der deutschen Anwaltschaft an
den Frankfurter Illustrator Hans Traxler verliehen.
Hans Traxler ist einer der bedeutendsten Zeichner der
Bundesrepublik. Seit vielen Jahrzehnten verfolgt und
begleitet er die politischen Ereignisse in seiner kriti-
schen, treffsicheren Art. Er war Mitbegründet der Sa-
tirezeitschrift Pardon und später der Titanic und gehört
der Neuen Frankfurter Schule an. Insbesondere be-
rühmt geworden ist seine Karikatur des ehemaligen
Bundeskanzler Helmut Kohl in Form einer Birne.
In ihrer Laudatio würdigte die Journalistin Franziska
Augstein den Preisträger: „Hans Traxler wollte immer
mehr als bloss nach der Natur zeichnen. Er will, ja
was? Er will die Welt in nuce zusammenfassen. In all
ihrer Schrulligkeit will er sie darstellen. Er will in
möglichst wenigen Linien möglichst viel erzählen.
Der Karikturpreis der deutschen Anwaltschaft wird
alle zwei Jahre an herausragende Künstler auf dem
Gebiet der satirischen Zeichenkunst verliehen.

Die Karikatur "Verhandlung" (schwarze Ölkreide und
Aquarell auf Arches Bütten), die Hans Traxler anläss-
lich der Preisverleihung exklusiv für die BRAK ge-
zeichnet hat, ist als Kunstdruck in einer limitierten
Auflage von 200 Stück bei der BRAK erhältlich. Das
Werk ist vom Künstler handsigniert und kann für 195
Euro zzgl. Versand und Verpackung bei der BRAK
(ghetti@brak.de) bestellt werden.

Aktuelles

Verordnung über Formulare in der Zwangsvollstreckung
seit 01.09.2012 in Kraft
Am 31.08.2012 ist die Verordnung über  Formulare für
die Zwangsvollstreckung im Bundesgesetzblatt ver-
kündet worden. Sie ist am 01.09.2012 in Kraft getre-
ten. Die Verordnung enthält Formulare für den Antrag
auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanord-

nung und für den Antrag auf Erlass eines Pfändungs-
und Überweisungsbeschlusses.

Die Verordnung finden Sie im BGBl. 2012, S. 1822 –
1847. 
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Neuer Vorsitzender des Anwaltsgerichts Braunschweig

Zum 01. September 2012 ist Herr Rechtsanwalt Dr.
Mathias Reichart aus Göttingen zum neuen Vorsitzen-
den des Braunschweiger Anwaltsgerichts bestellt wor-
den. Mit dem Wechsel des Vorsitzenden des Braun-
schweiger Anwaltsgerichts, welches nach wir vor sei-
nen Sitz bei der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
hat, hat sich auch die Kontaktadresse der Geschäfts-
stelle geändert. Diese lautet jetzt wie folgt:

Gaußstraße 2
37083 Göttingen
Tel.:  0551 / 707280
Fax: 0551 / 7072829

Selbstverständlich können auch weiterhin alle Einga-
ben und Klagen in Braunschweig bei der Rechtsan-
waltskammer fristwahrend eingereicht werden.

Zum 01.12.2012 findet ein weiterer Wechsel am An-
waltsgericht statt. Herr Rechtsanwalt  Reinhard Müller
aus Braunschweig scheidet nach langjähriger Tätigkeit
als Anwaltsrichter zum 30.11.2012 als ehrenamtlicher
Richter aus. Für die Zeit vom 01.12.2012 bis zum
30.11.2017 ist Herr Rechtsanwalt Leif Aertel aus Göt-
tingen zum Anwaltsrichter ernannt worden.

Väterrechte

Das Bundeskabinett hat am 17.10.2012 den Entwurf
eines Gesetzes zur Stärkung der Rechte des leiblichen,
nicht rechtlichen Vaters beschlossen. Künftig soll es
danach für das Umgangsrecht des leiblichen Vaters
nicht mehr darauf ankommen, dass bereits eine enge
Beziehung zu dem Kind besteht. Entscheidend soll
vielmehr sein, ob der leibliche Vater nachhaltiges
Interesse an seinem Kind gezeigt hat und ob der Um-
gang mit dem leiblichen Vater dem Kindeswohl dient.
Zudem wird dem leiblichen Vater bei berechtigtem
Interesse ein Recht auf Auskunft über die persönlichen
Verhältnisse des Kindes eingeräumt, soweit dies dem
Wohl des Kindes nicht widerspricht.

Die BRAK hatte zum Referentenentwurf eine Stel-

lungnahme abgegeben. Sie begrüßt darin den Gesetz-
entwurf grundsätzlich, schlägt jedoch einige Änderun-
gen vor. So soll in dem Gesetz nicht nur ein Um-
gangsrecht sondern auch eine Umgangspflicht des Va-
ters statuiert werden. Auch wenn der biologische Vater
mangels rechtlicher Elternschaft nicht die Pflichten ei-
nes Vaters hat und er dem Kind gegenüber in keiner
vergleichbaren Verantwortung steht, sollte gleichwohl
für ihn, um sein Bewusstsein dafür zu stärken, im Ge-
setz verankert sein, dass der Umgang mit einem und
die Verantwortung für ein Kind nicht nur Rechte, son-
dern auch Pflichten mit sich bringt, heißt es in der
Stellungnahme der BRAK.

Erweiterte Zuständigkeit
des Amtsgerichts Einbeck ab 01.01.2013

Durch die zum 01.01.2013 beschlossene Fusion der
Gemeinde Kreiensen mit der Gemeinde Einbeck wird
sich für die neu hinzukommenden Ortschaften auch
die Gerichtszuständigkeit ändern. Ab Januar ist für den
Gemeindebezirk Kreiensen nicht mehr wie bisher das
Amtsgericht Bad Gandersheim, sondern das Amtsge-
richt Einbeck zuständig. Damit ändert sich auch die

Zuständigkeit des Landgerichts von Braunschweig zu
Göttingen.

Von Bedeutung ist die geänderte Zuständigkeit insbe-
sondere auch für die im Gemeindebezirk tätigen Nota-
re.
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Abschlussfeier der Rechtsfachwirte

Am 16.11.2012 fand im Ratskeller zu Bremen die Ab-
schlussfeier für die Absolventinnen des diesjährigen
Prüfungsdurchganges zum geprüften Rechtsfachwirt
statt. Gemeinsam mit der Hans Soldan GmbH bieten
die Hanseatische Rechtsanwaltskammer Bremen und
die drei niedersächsischen Kammern diese Weiterqua-
lifizierung an. Im Rahmen der Abschlussfeier händig-
te der Präsident der Kammer Bremen, Herr RAuN Er-
ich Joester, die Abschlusszeugnisse aus. Für die
Rechtsanwaltskammer Braunschweig nahm Rechtsan-
walt Christoph Höxter als Vorstandsmitglied teil und
überbrachte herzliche Glückwünsche. Diese galten vor
allem natürlich den fünf Absolventinnen aus dem
Kammerbezirk, Frau Linda Dietrich, Rhumspringe,
Frau Nathalie Härtl, Herzberg, Frau Julia Herbold,
Wahlsburg, Frau Christin Otte sowie Frau Melanie
Schwarz, beide Wolfsburg.

Dass ein gerüttelt Maß an Durchhaltevermögen und
Motivation dazu gehört, um neben dem Berufsalltag
über zwei Jahre hinweg diese zusätzliche Qualifika-
tion zu erwerben, hoben alle Rednerinnen und Redner
in ihren Ansprachen hervor. Die Teilnehmerinnen des
zweijährigen Fachstudienganges kommen regelmäßig
in Oldenburg bzw. Hannover an Wochenenden zusam-
men. Insgesamt je 31 Wochenenden investierten sie,
um hier die Unterrichtsgebiete betriebliches Rech-
nungswesen, Büroorganisation und –verwaltung, Per-

sonaleinsatz und Mitarbeiterführung, Arbeits- und So-
zialversicherungsrecht, Berufsrecht und Ausbildungs-
wesen, Mahnverfahren, ZPO, Kosten- und Gebühren-
recht, Prozesskostenhilfe, Materielles Recht und
Zwangsvollstreckungsrecht über zwei Jahre zu studie-
ren, ein Weiterbildungsgang für den übrigens auch
Meister- BaföG gezahlt werden kann. Primär motiviert
sind die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dabei von
dem Wunsch, „über den Tellerrand hinaus zu schauen“
und erweiterte Kompetenzen zu erwerben. Ein Wech-
sel auf einen anderen Arbeitsplatz mit mehr Verant-
wortung und besserer Bezahlung oder zumindest die
Option darauf bildet einen weiteren Antrieb, steht je-
doch nicht im Vordergrund. Immerhin verbleiben die
meisten der Absolventinnen in ihren bisherigen Kanz-
leien. 

Für die Kolleginnen und Kollegen im Kammerbezirk
kann es nur von Vorteil sein, auf noch besser ausgebil-
dete Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter zurückgreifen
zu können. Für Fortbildungsinitiativen der Beschäftig-
ten – sei es zur Höherqualifikation oder Vertiefung
einzelner Rechtsgebiete – sollten die Kolleginnen und
Kollegen schon aus eigenem Interesse daher stets ein
offenes Ohr haben. 

Christoph Höxter
Rechtsanwalt



Oppermann

Bad-Pavillon Oppermann . Im Gewerbegebiet 6 . 38315 Schladen . Telefon 0 53 35/9 29 50

PROFITIEREN SIE VON 
UNSERER ERFAHRUNG!

Unser Leitbild
• Im Mittelpunkt unseres Denkens und Handelns

steht der Kunde mit seinen Wünschen/Bedürfnis-
sen. Wir wollen ihm den größten Nutzen bieten.

• Der Komplett-Service wird bei uns groß geschrie-
ben. Der Kunde erhält seine Leistungen in bester
Qualität aus einer Hand.

• Wir sind immer auf der Suche nach innovativen
Lösungen.

• Unsere Leistungen enden nicht mit dem Verkauf.
Wir interessieren uns ehrlich für jeden Kunden
und nehmen den After-Sales-Service bis hin zum
Kundendienst hundertprozentig ernst.

• Klarheit, Gradlinigkeit und Ehrlichkeit: Die wich-
tigsten Begriffe, die unsere Arbeitsweise kenn-
zeichnen. 

• Wir verkaufen einzigartige Bäder und Spitzenleis-
tungen. Dabei beweisen wir mit jedem Auftrag,
dass Qualität nicht teuer sein muss.

Unsere Ausstellung bietet innovative
Badlösungen für jeden Geschmack und
für jeden Geldbeutel. 
Erleben Sie die verschiedenen Stilrich-
tungen in einem einzigartigen Am-
biente.
Wir laden Sie herzlich ein. Lassen Sie
sich inspirieren und von uns individuell
und fachmännisch beraten.

Wir erwarten Sie!

5 Schritte, die Ihnen mit Sicherheit
Ihr Traumbad bringen:
1. Ein ausführliches Beratungsgespräch

bei Ihnen zu Hause!
Im ersten Schritt der individuellen Beratung ma-
chen wir uns ein Bild von Ihrem Bad, nehmen die
exakten Maße und technischen Informationen.
Mit Ihnen zusammen ermitteln wir die Bedürfnis-
se und Wünsche aller „Badnutzer“. Was Ihnen Ihr
neues Bad wert ist, das entscheiden Sie bei der
Budgetplanung. Wir machen daraus das Opti-
male! Unsere Badberater entwickeln nun 

gemeinsam Ihre individuelle Lösung.

3. Die perfekte Badpräsentation
verschafft Ihnen Sicherheit!

Ihr neues Bad wird Ihnen mit Grundriss, Per-
spektiven, einer Materialcollage und Festpreis
präsentiert. So erhalten Sie eine genaue Vor-
stellung von Ihrem neuen Bad.

2. Sie kommen zur Produktauswahl
in unsere Ausstellung!

In Ruhe suchen wir zusammen mit Ihnen die richti-
gen Produkte aus. Sie testen, probieren und erleben
Design, Funktionalität und Qualität (Probebaden ist
bei uns möglich). Planen Sie 2-3 Stunden ein –
schließlich soll Ihr neues Bad mindestens 20 Jahren
Ihren Träumen entsprechen.

4. Wir garantieren eine 
professionelle Ausführung!

Perfektes Handwerk und erstklassige Koordinati-
on der Arbeitsabläufe sind Voraussetzung. Die
Ausführung erfolgt mit einigen Fachhandwerkern.
Unsere Spezialisten übernehmen dabei Sanitär-,
Heizungs- und Elektroinstallation, Maurer-, Flie-
sen-, Naturstein- und Malerarbeiten sowie Raum-
gestaltung und Beleuchtung und Endreinigung.
Und natürlich entsorgen wir das gesamte Altma-
terial fachgerecht. 

Sie brauchen sich um nichts zu kümmern!

5. Badübergabe!
Nach einer gründlichen Einweisung und Endkontrolle
übergibt Ihnen Ihr Badberater am vereinbarten 
Termin neben den Pflege- und Garantieunterlagen
Ihr neues Traumbad. Sie können sicher sein: 

Alles wurde exakt nach Ihren Vorstellungen, Wün-
schen und dem festgelegten Budget erledigt.

Entwickeln und realisieren wir 
gemeinsam Ihr neues Badezimmer

Bäder

Heizung

Service

Strom

Ihr Badezimmer komplett aus einer Hand
Ohne viel Schmutz und Lärm und auf höchstem Niveau 

realisieren wir Ihr Wohlfühlbad und Ihr Gäste-WC. 
Bad-Pavillon Oppermann – immer für Sie da!
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Protokoll der 3. Sitzung der 5. Satzungsversammlung
vom 13.11.2012 in Berlin
Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit und Geneh-
migung des Protokolls der vergangenen Sitzung wur-
de in die Bearbeitung der Tagesordnung eingetreten.
Die behandelten Punkte von zumindest leidlichem all-
gemeinen Interesse Punkte sind nachfolgend zu-
sammengefasst wiedergegeben.

1. Im Rahmen des Ausschussberichts „Fachanwalt-
schaften“ wurde zu § 5 Abs. 1 Satz 2 FAO (prakti-
sche Erfahrungen)  umfänglich über eine Be-
schlussvorlage, die Syndikusanwälten erleichterten
Zugang zur Fachanwaltschaft verschaffen würde,
diskutiert.
Da hierdurch zumindest mittelbar auch das zur Zeit
noch geltende Gerichts-Vertretungs-Verbot der
Syndici für ihre Arbeitgeber, sozialversicherungs-
rechtliche Aspekte (Mitgliedschaft Versorgungs-
werks / Befreiung BfA) 
und der Verschwiegenheitsschutz (Zeugnisverwei-
gerungsrecht, Beschlagnahmeverbot) berührt sind
und sich aus der zur Zeit virulenten allgemeinen
Diskussion zur zukünftigen Stellung der Syndikus-
anwalts auch politische Fragestellungen ergeben,
wurde entschieden, die Thematik zunächst noch
einmal zur weiteren Beratung an den zuständigen
Ausschuss zu verweisen.

2. Auf Vorschlag des Ausschusses „allgemeine Be-
rufspflichten“ wurde u.a. eine aus formellen Grün-
den erforderliche Änderung des § 7a BORA an das
am 26.07.12 in Kraft getretene MediationsG be-
schlossen

3. Aus dem Ausschuss „Verschwiegenheitspflicht und
Datenschutz“ wurde ein Ausblick auf aktuelle und
künftige Problemfelder im Zusammenhang mit
Cloud-Computing gegeben; 
hier existieren vor dem Hintergrund der in den ver-
gangenen Jahre rapide erweiterten technischen
Möglichkeiten diverse rechtliche Konfliktbereiche
(z..B. § 11 BDSG AWG, TMG/ TKG, AO, SGB1,
UrhG, 203 StGB) mit deren Aufarbeitung der Aus-
schuss sich auch weiterhin intensiv befassen wird.

4. Der von der Arbeitsgruppe Geschäftsordnung vor-
gelegte Entwurf zu geschlechtsneutralen Umfor-
mulierung der Geschäftsordnung der Satzungsver-
sammlung wurde nach kurzer Aussprache mit brei-
ter Mehrheit beschlossen. 

Die nächste Sitzung findet Mitte April 2013 in Berlin
statt.

Stefan Ebeling
-Rechtsanwalt-
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Ausbildungsmesse im Februar 2013 in Göttingen

Die RAK Braunschweig möchte Sie auf folgende Be-
rufsinfotage / Ausbildungsmesse für den Ausbildungs-
beruf der RA/ RENO-Fachangestellten im Februar
2013  hinweisen:

• Ausbildungsmesse am Samstag, den 09.02.2013 von
10:00 - 15:00 Uhr in der BBS II Göttingen, Godehard-
straße 11, 37081 Göttingen

Die RAK Braunschweig  wird vor Ort mit ihrem Mes-
sestand vertreten sein und für den Ausbildungsberuf
der RENO/RA-Fachangestellten werben.

Falls Ihre Kanzlei noch eine/n Auszubildende/n sucht,
können Sie uns ein Stellenangebot für einen Ausbil-
dungsplatz zuleiten. Die Stellenangebote werden auf
Wunsch auf unserem Messestand ausgelegt. Ebenso
werden wir eine Liste auslegen, die Angebote für
Praktikumsplätze enthält.

Falls Sie Interesse haben, eine Ausbildungsstelle bzw.
einen Praktikumsplatz für Schüler/innen in Ihrer
Kanzlei anzubieten, können Sie uns gerne eine E-Mail
mit Ihrem Angebot an abaese@rak-braunschweig.de
senden.

Mitteilungen

Der europäische Anwaltsausweis – ein Hinweis in eigener Sache

Der europäische Anwaltsausweis wird nicht durch die
örtlichen Rechtsanwaltskammern ausgestellt, sondern
durch die DATEV in Nürnberg. Die Produktion der
Anwaltsausweise erfolgt daher in einem monatlichen
Turnus, wodurch sich einige Zeitverzögerungen ab
Antragstellung bis  zum Erhalt des Ausweises ergeben
können. Dies können wir leider nicht beeinflussen.

Der Anwaltsausweis wird für 4 Jahre ausgestellt.  Wir
bitten daher im Falle des Bedarfs unsere Mitglieder
rechtzeitig einen Antrag zur Erstellung eines europäi-
schen Anwaltsausweises bei der Geschäftsstelle der
Rechtsanwaltskammer Braunschweig zu stellen.

Die Kammermitteilung der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig geht Online
Auch die Rechtsanwaltskammer Braunschweig schrei-
tet in das neue Jahrtausend. Ab dieser Ausgabe wird
die Kammermitteilung auch online auf der Homepage
der Rechtsanwaltskammer Braunschweig zu finden
sein. In pdf-Format können Sie ab sofort online unse-

re Ausgaben lesen, herunterladen und speichern. So
werden Sie in Zukunft nach Bedarf immer auf die zu-
rückliegenden Exemplare zurückgreifen können, auch
wenn Sie sie in Papierform nicht verwahren möchten
oder mal ein Heft verlegt haben.
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Neue Liste von Schiedsgutachtern gem. § 18 ARB

In den letzten Monaten hatten wir verstärkt Anfragen
von Rechtsschutzversicherern an den Präsidenten der
Rechtsanwaltskammer, einen geeigneten Schiedsgut-
achter für ein Verfahren nach § 18 ARB zu benennen.

Die Bundesrechtsanwaltskammer und der Gesamtver-
band der Versicherungswirtschaft (GDV) haben für
die Auswahl des Schiedsgutachters und das Verfahren
gemeinsame Grundätze entwickelt, die nachfolgend
abgedruckt sind. 

Grundsätze für das Schiedsverfahren nach § 18 der
Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsversiche-
rung (ARB 94)
I. Regeln für die örtliche RAKn
1. Der Schiedsgutachter wird von der für den Wohnsitz
des Versichernehmers zuständigen RAK benannt.

2. Bei dem zu benennenden Schiedsgutachter soll es
sich um einen RA handeln, der
- seit mindestens fünf Jahren zur Anwaltschaft zu-
gelassen ist

- in einem anderen LG-Bezirk als der vom Versi-
cherungsnehmer beauftragte RA  zugelassen ist
(sofern mehrere LG-Bezirke im RAK-Bezirk vor-
handen sind)

- aus dem Kreis der forensisch tätigen Rae stammt
und möglichst über besondere Erfahrungen auf
dem in Frage stehenden Fachgebiet verfügt; als
Fachgebiete gelten:
Haftpflichtrecht, Vertragsrecht, Arbeitsrecht, So-
zialrecht, Verwaltungsrecht, Steuerrecht, Miet-
recht

- nicht dem Vorstand der örtlichen Rechtsanwalts-
kammern angehört. 

3. Die örtliche RAK befragt alle ihre Kammermitglie-
der, ob sie sich in entsprechenden Listen eintragen
wollen.

4. Die Auswahl des jeweiligen RA erfolgt in der Rei-
henfolge der betreffenden Liste.

5. Die Benennung durch die RAK soll spätestens
innerhalb einer Woche nach Eingang des Antrages
des Rechtsschutzversicherers erfolgen.

6. Der von der örtlichen RAK benannte RA kann von
beiden Seiten ohne Angabe von Gründen abgelehnt
werden.

II. Regeln für das Schiedsverfahren
1. Der Schiedsgutachter entscheidet aufgrund der ihm
vom Versicherer und ggf. vom Versicherungsneh-

mer vorgelegten Mitteilungen und zur Verfügung
gestellten Unterlagen.

2. Das Verfahren ist schriftlich. Der Schiedsgutachter
kann zusätzliche Auskünfte von den Parteien einho-
len, wenn er dies zur Beurteilung der hinreichenden
Erfolgsaussichten für erforderlich hält. 

3. Der Schiedsgutachter soll seine Entscheidung späte-
stens innerhalb eines Monats nach Eingang der vom
Versicherer vorgelegten Unterlagen abgeben.
Die Entscheidung des Schiedsgutachters ist schrift-
lich zu begründen.

4. Der Schiedsgutachter soll weder den Versicherer
noch den Versicherungsnehmer in einem sich an-
schließenden Deckungsprozess vertreten; dies gilt
auch für die Vertretung des Versicherungsnehmers
oder seines Gegners in dem Hauptsacheverfahren,
für das Rechtsschutz begehrt wird.

5. Der Schiedsgutachter erhält vom Versicherer für
seine Tätigkeit eine Geschäftsgebühr nach § 118
Abs. 1 Nr. 1 BRAGO in Höhe von 15/10 mindestens
200,- DM zzgl. Auslagen und Mehrwertsteuer.

Gegenstandswert ist der für die Interessenwahrneh-
mung des Versicherungsnehmers vorrausichtlich not-
wendige Kostenaufwand in Höhe der eigenen und
gegnerischen RA-Kosten sowie der Gerichtskosten für
die jeweilige Instanz, für die Rechtsschutz begehrt
wird. Der voraussichtliche Kostenaufwand wird pau-
schaliert berechnet auf der Grundlage von 6 RA-Ge-
bühren zzgl. 3 Gerichtsgebühren. Zeugen- und Sach-
verständigenkosten bleiben außer Betracht.

Die Anpassung an das RVG ist  noch nicht erfolgt. Sie
ist  daher sinngemäß vorzunehmen. Demnach erhält
der Schiedsgutachter eine 1,5 Geschäftsgebühr, min-
destens 100,00 EUR zuzüglich MwSt. und Auslagen.

Wenn Sie Interesse daran haben, solche Schiedsgut-
achten zu fertigen, mindestens 5 Jahre zur Anwalt-
schaft zugelassen und forensisch tätig sind und dar-
überhinaus über besondere Fachkenntnisse verfügen,
melden Sie sich bitte in der Geschäftsstelle der
Rechtsanwaltskammer zur Aufnahme auf die Liste der
Schiedsgutachter gem. § 18 ARB. Das würde uns hel-
fen, jeweils geeignete Schiedsgutachter zu benennen.

Petra Boeke
Geschäftsführerin
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Online-Umfrage der Universität Hamburg:
Kompetent in das juristische Arbeitsleben 
Verbesserung der rechtswissenschaftlichen Lehre
Die beruflichen Anforderungen an Juristinnen und Ju-
risten sind vielfältig. Um die Inhalte des rechtswissen-
schaftlichen Studiums auf die Bedürfnisse der Praxis
besser abstimmen zu können, benötigen wir genauere
Informationen. Mit unserer Umfrage möchten wir
mehr über die Anforderungen im juristischen Berufs-
leben und Ihre Erwartungen an Berufseinsteiger erfah-
ren. Die Ergebnisse der Umfrage werden wir publizie-
ren und zur Verbesserung der rechtswissenschaftlichen
Lehre nutzen. Das Projekt wird vom Stifterverband für

die deutsche Wissenschaft gefördert. Wir bedanken
uns herzlich für Ihre Unterstützung.

Zur Umfrage: http://ww3.unipark.de/uc/juristischebe-
rufe/

Verantwortlich: Professor Dr. Matthias Klatt, Fakultät
für Rechtswissenschaft, Universität Hamburg.
www.matthias-klatt.de

Kammerversammlung 2013

Wir bitten Sie, sich schon jetzt den Termin für die
nächste Kammerversammlung zu notieren. Diese fin-
det am Mittwoch den 10. April 2013 um 15:00 Uhr
im Kongresssaal der Industrie- und Handelskammer

Braunschweig statt. Nächstes Jahr steht wieder eine
Wahl neuer Vorstandmitglieder an, wobei insgesamt 9
Mitglieder zu wählen sind.

Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer
schließt über die Weihnachtsfeiertage
Die Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig wird vom 24.12.2012 bis zum 01.01.2013 ge-
schlossen bleiben. 
Wir bitten unsere Mitglieder um Berücksichtigung.

Sollten Sie Ihre Zulassung zum Ende des Jahres zu-
rückgeben wollen, bitten wir dies rechtzeitig der Ge-
schäftsstelle mitzuteilen.
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Teilnahme an Onlinestudie
zum Thema Einsatz forensischer Sachverständiger
Sehr geehrte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,

die Einholung von Gutachten zur Schuldfähigkeit, zur Gefährlichkeitsprognose oder zur Glaubhaftigkeit von
Aussagen wird vielfach mit unterschiedlichen Argumenten diskutiert.
Am Lehrstuhl für Rechtspsychologie, Psychologische Diagnostik und Persönlichkeitspsychologie der Christi-
an- Albrechts- Universität zu Kiel möchten wir untersuchen, welche Erwartungen mit forensischen Gutachten
verknüpft sind, welche Probleme und Unzulänglichkeiten mit derartigen Gutachten und zuständigen Sachver-
ständigen erlebt wurden und wie evtl. vorhandene Defizite beseitigt werden können. Diese Erkenntnisse könn-
ten künftig zu einer Qualitätssteigerung beitragen und für Fortbildungsveranstaltungen genutzt werden. Zudem
sind diese sowohl für psychologische und psychiatrische Sachverständige, als auch für Verfahrensbeteiligte von
erheblicher Bedeutung.
Hierfür haben wir einen Fragebogen erstellt, mit welchem verschiedene Aspekte zu forensischen Gutachten und
sachverständigen Berufsgruppen erfasst werden. Der Fragebogen richtet sich an Richterinnen und Richter,
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie an Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, vor allem mit Schwer-
punkt im Strafrecht, wobei dies aber kein Ausschlusskriterium darstellt.
Es handelt sich um eine Online- Befragung. Der Fragebogen ist unter folgender  Internet- Adresse erreichbar:
http://studfeedback.uni-kiel.de/evasys/online/
Das Passwort (die Losung) für die Bearbeitung des Fragebogens lautet: Gutachter.
Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie dieses Schreiben an ihre Kolleginnen und Kollegen in Ihrem Bereich
weiterleiten und auch diese bitten könnten, an der Befragung teilzunehmen. Je größer die Anzahl der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer ist, desto verlässlicher ist die Datenbasis. Die Bearbeitung des Fragebogens wird
etwa 30 bis 45 Minuten in Anspruch nehmen.

Selbstverständlich ist die Datenerhebung vollständig anonym. An keiner Stelle werden persönliche Daten er-
hoben oder gespeichert. Nach der Auswertung werden nur zusammengefasste Ergebnisse veröffentlicht.

Der Fragebogen ist zunächst für 6 Wochen (bis zum 17.12.2012) online erreichbar. Im Anschluss erfolgt die
Auswertung der bis dahin eingegangenen Daten. Voraussichtlich werden die Ergebnisse bis März 2013 ausge-
wertet sein. Sie sind dann unter der folgenden Adresse einsehbar: www.koehnken.psychologie.uni-kiel.de. Der
Zugang ist ebenfalls durch das o.g. Passwort (Gutachter) geschützt. Wir empfehlen Ihnen deshalb, diese Nach-
richt aufzubewahren, wenn Sie an den Ergebnissen der Studie interessiert sind.

Ergeben sich Fragen zu dieser Untersuchung, können Sie uns unter einer der folgenden      E- Mail- Adressen
erreichen:

Prof. Dr. Köhnken: koehnken@psychologie.uni-kiel.de
Dr. Silvia Gubi- Kelm: kelm@psychologie.uni-kiel.de
cand. Psych. Monique Grundig: monique.grundig@stu.uni-kiel.de

Für Ihre Unterstützung danken wir Ihnen!

cand. Psych. Monique Grundig Dr. Silvia Gubi- Kelm Prof. Dr. Günter Köhnken

Institut für Psychologie, Rechtspsychologie, Psychologische, Diagnostik, Differentielle Psychologie
Prof. Dr. rer. nat. Günter Köhnken, Fachpsychologe für Rechtspsychologie
Olshausenstraße 75 - 24118 Kiel
0431/880-7316 - www.koehnken.psychologie.uni-kiel.de
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Sprechen Sie Fremdsprachen? 

In der Geschäftsstelle häufen sich in letzter Zeit An-
fragen zu Fremdsprachenkenntnissen von Rechtsan-
wälten, wobei wir häufig den Anfragenden nicht
weiterhelfen können.  Leider haben bisher nur sehr
wenige Kollegen Angaben zu ihren Fremdsprachen-
kenntnissen gemacht.  Wir bitten Sie deshalb dringend
um Mitteilung, ob Sie eine oder mehrere Fremdspra-
chen sprechen, damit wir gezielt Rechtsanwälte mit
entsprechenden Kenntnissen auf Nachfrage benennen
können.  Insbesondere werden vermehrt italienisch,
spanisch  und polnisch sprechende Anwälte gesucht.
Selbstverständlich sind auch alle  Anwälte aufgerufen,
sich für eine andere Fremdsprache eintragen zu lassen.
Bisher sind die sich aus der nachfolgenden Liste erge-
benden Fremdsprachen bei uns gelistet. 

1 engl. englisch
2 franz. französisch
3. ital. italienisch
4. span. spanisch
5. portug. portugiesisch
6. hollän. holländisch
7. dän. dänisch
8. norw. norwegisch
9. schwed. schwedisch
10. finn. finnisch
11. poln. polnisch
12. tschech. tschechisch
13. russ. russisch
14. chin. chinesisch
15. türk. türkisch
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 14.08.2012 bis 16.11.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Bode, Tobias                                   Braunschweig 
GOBBS RA-GmbH Braunschweig
Härtel, Malte                                   Braunschweig
Reichel, Christian                            Braunschweig
Hackenberg, Jan-Tobias                  Braunschweig
Samut-Hlubek, Zeynep               Braunschweig
Wagener, Christian                          Braunschweig
Zauner, Franco                                Braunschweig
Voigt, Tina                                      Schöningen 
Boger, Ina                                      Wolfenbüttel
Keller, Rebecca           Wolfsburg
Renger, Christoph, Dr.                    Wolfsburg
Krone, Wilbrand Wolfgang Göttingen
Leißring, Fabian                               Göttingen 
Paterson, Alan                                 Göttingen
Petzold, Lutz                                   Göttingen

Anderweitige Zulassungen
vom 14.08.2012 bis 16.11.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Israel, Florian, Dr.                     Braunschweig 
Von Busse, Mark-Bernhard Braunschweig
Von Rummell, Alexandra Braunschweig 
Werner, Andreas Bad Lauterberg
Eßer, Frauke Wolfsburg 
Teslau, Johannes  Wolfsburg
Janßen, Kathrin   Hann. Münden

Löschungen
Vom 29.08.2012 bis 10.11.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Hausherr, Ilka Braunschweig
Köhler, Tanja                       Braunschweig
Laubenheimer, Ulrich   Braunschweig
Roigk, Jacqueline  Braunschweig
Wunder, Nadine   Braunschweig
Hofmeister, Philipp Salzgitter
Remmer, Kai    Wendeburg
Nickel, Anna Katharina Ebergötzen
Matthies, Tanja                    Einbeck 
Balleer, Astrid Göttingen
Jasper, Ulrike Staufenberg

Neue Fachanwaltszulassungen
Familienrecht:
Frau Rechtsanwältin Petra Simanski aus Osterode

mit Urkunde vom 05.11.2012
Herr Rechtsanwalt Michael Albrecht aus Wolfsburg

mit Urkunde vom 05.11.2012
Frau Rechtsanwältin Julia Leip aus Braunschweig

mit Urkunde vom 19.11.2012
Frau Rechtsanwältin Bettina Müller-Laube aus Göttingen

mit Urkunde vom 23.11.2012

Verkehrsrecht:
Herr Rechtsanwalt Markus Menge aus Göttingen

mit Urkunde vom 15.11.2012

      

Immobi l ienberatung i s t  Kümmern!

Wer bei Rechtsfragen
auf Sicherheit wert legt,
geht zum Fachanwalt -
wer eine Immobilie
verkaufen will,
geht zum PROFI-Makler!

Proficon GmbH · Ritterbrunnen 6 · 38100 Braunschweig

☎ (0531) 239 2820 · www.proficon-immobilien.de
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Verstorbene Rechtsanwälte

Wir gedenken unseres Kollegen, Herrn
Rechtsanwalt und Notar a. D. Wilfried Hogre-
fe aus Göttingen, geboren am 10.05.1940 und
gestorben am 28.09.2012 in Bovenden. Er war
seit dem 10.09.1974 zur Anwaltschaft zuge-
lassen.

Rechtsanwälte/innen:

50 Jahre
Herr Rechtsanwalt Ulrich Mahlmann aus Braunschweig ist seit dem
19.10.1962 zur Anwaltschaft zugelassen.

30 Jahre
Folgende Kollegen sind von August bis Dezember 1982 zur An-
waltschaft zugelassen worden:

Herr Rechtsanwalt und Notar Ulrich Leder aus Bad Harzburg
Herr Rechtsanwalt und Notar Klaus Radke aus Herzberg
Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Jörg-Rainer Hens aus Braun-
schweig 
Frau Rechtsanwältin und Notarin Maria Anna Bruns aus Rosdorf
Herr Rechtsanwalt und Notar Hans-Joachim Bunk aus Wolfsburg
Frau Rechtsanwältin und Notarin Jutta Gebhardt aus Northeim
Herr Rechtsanwalt Thomas Breitenbach aus Göttingen 
Frau Rechtsanwältin Karin Struve-Kaufmann aus Braunschweig

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit
zurück blicken können.
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Veranstaltungen

Centrum für Europarecht
Crashkurse "Europarecht"

2013 bietet das CEP Crashkurse zum Europarecht an, die sich in der Vergangenheit vielfach bewährt haben. Folgender
Termin steht bisher fest: 

• 07. Und 08. März 2012, Universität Passau. 

Der Crashkurs Euroaprecht richtet sich jeweils an Juristen aller Berufsfelder, die in ihrer täglichen Praxis mit der stetig wach-
senden Bedeutung des Europarechts konfrontiert werden. Der Crashkurs ist thematisch in vier Blöcke aufgeteilt. In den Se-
minarblöcken 1-3 werden die Grundlagen des Europarechts vermittelt. Im Rahmen des Seminarblocks 4 erhalten die Teil-
nehmer die Möglichkeit, einen für sie besonders relevanten Bereich zu vertiefen. Zur Wahl stehen die Grundfreiheiten, das
Europäische Beihilfenrecht sowie das Europäische Vergaberecht. Dieser Block kann als Add-On separat gebucht werden.
Referieren werden Prof. Dr. Michael Schweitzer (CEP), Prof. Dr. Martin Selmayr (Europäische Kommission, Brüssel), Rechts-
anwalt Prof. Dr. Hans-Georg Kamann (WilmerHale LLP, Frankfurt a.M.) Dr. Yves Bock (Siemens AG), ORRin Sabine Ahlers
(Fachhochschule für Verwaltung + Rechtspflege, Hof) und RA Florian Vogel (Ausbildungsleiter für Rechtsreferendare an der
Regierung von Niederbayern.

Ausführlichere Informationen sowie ein schriftliches Anmeldeformular finden Sie unter:

www.cep-passau.eu

Centrum für Europarecht an der Universität Passau e.V. (CEP)

Annika Jacobs

Innstraße 40, 94032 Passau

Tel.: 0851/509-2395

Fax: 0851/509-2396

E-Mail:  

Internet: www.cep-passau.eu
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Seminare/Fortbildungen

Auch im Jahr 2013 bietet die Rechtsanwaltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachanwaltsseminare an. Die
aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie als Einleger in der Kammermitteilung oder auf un-
serer Internetseite www.rak-braunschweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und Termine“.

Bitte merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

27.02.2013 Praktikerseminar Insolvenzrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO

Referent: Rechtsanwalt Stefan Ebeling

13.03.2013 Seminar Basiswissen für Azubis
09:00 – 17:00 Uhr Referent: Ulrike Seeler

22.03.2013 Praktikerseminar Sachaufklärung
13:30 – 18:00 Uhr Zwangsvollstreckung

Referent: Johannes Kreuzkam

22.05.2013 Praktikerseminar Zwangsvollstreckung 
13:30 – 18:00 Uhr im Grundbuch

Referent: Johannes Kreuzkam

18.09.2013 Seminar Einführung in die Zwangsversteigerung
09:00 – 16:00 Uhr Referent: Johannes Kreuzkam,

Dipl. Rechtspfleger Stefan Geiselmann
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Goslarer Fortbildungstage
Seminare für Anwälte in chronologischer Reihenfolge:
Samstag, 09.03.2013

10-Stunden- Komplettseminar im Familienrecht

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebe-
scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten: VRiOLG Celle Dieter Büte und Dr.

Wolfram Viefhues,    

Aufsicht führender Richter am AG

Oberhausen

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 08.30-20.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 290,00 € zzgl. 19% Mwst.

Themenübersicht:

Dr. Viefhues referiert vormittags zum Thema „ Aktuelles

Unterhaltsrecht mit neuester BGH Rechtsprechung

und verfahrensrechtliche Aspekte“ 

Herr Büte referiert nachmittags zum Thema „Das Kind im

Familienrecht“

Ziel des Seminars ist es, systematisch die wichtigsten Pra-
xisfragen in Bezug auf Kinder, sei es zum Unterhalt, zum
Betreuungsunterhalt, im Rahmen von Wohnungszuweisun-
gen, im Zuge einer Teilungsversteigerung, zum Sorge- und
Umgangsrecht, anhand der aktuellen Rechtsprechung zu
erörtern.

Samstag, 20.04.2013

10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-
scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten: Richter am Bundesarbeitsgericht

Wilhelm Mestwerdt

VorsRiLAG Niedersachsen Günther

Kreß

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 08.30 bis 20.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 290,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestandsschutz

im Arbeitsverhältnis

Neue Entwicklungen in der Rechtsprechung des BAG,

LAG sowie des EUGH

Das Seminar vermittelt ein umfassendes update der ober-
gerichtlichen Rechtsprechung in den praxisrelevanten Fra-
gen des Bestandsschutzes und des Vertragsrechts im Ar-
beitsverhältnis. Ziel des Seminars ist es, den Teilnehmern
in kompakter Form den aktuellen Stand der Rechtspre-
chung in den genannten Kernbereichen des Individualar-
beitsrechts zu vermitteln. Besprochen werden aktuelle Ent-
scheidungen zu Kündigung, Befristung, Teilzeit sowie den
damit in Zusammenhang stehenden Fragen von Annahme-
verzug, Weiterbeschäftigung und Wiedereinstellung. Wei-
tere Themen sind die Inhaltskontrolle von Versetzungsklau-
seln sowie die Flexibilisierung von Entgeltbedingungen
(Freiwilligkeits- und Widerrufsvorbehalte). 
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Samstag, 27.04.2013

Das neue Kostenrecht für Notare – Einführung in das

GNotKG

Referent: Notariatsoberrat i.N. Werner Tiedtke,

Leiter der Prüfungs- und Ausbil-

dungsabteilung der Notarkasse Mün-

chen

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 09.00 bis 17.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 180,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Die Veranstaltung richtet sich sowohl an Notare/Notarinnen
als auch an ihre Mitarbeiter/innen. Es wird ein umfassender
Einblick in die Kostennovelle gegeben und die wesent-
lichen Änderungen vorgestellt. Ein umfangreiches Skript
(350-400 Seiten) wird jedem Teilnehmer zur Verfügung ge-
stellt. 

Samstag, 08.06.2013

Schnittstellen zwischen Erbrecht und lebzeitigen

Rechtsgeschäften

Fachanwälte für Erbrecht erhalten eine Teilnahmebeschei-
nigung im Sinne von § 15 FAO über 6 Zeitstunden.

Referent: Notar Prof. Dr. jur. Maximilian Zim-

mer, Wernigerode    

Honorarprofessor an der Hochschu-

le Harz und Dozent für Erbrecht 

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 09.30 bis 17.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 210,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Die Veranstaltung wird neben aktuellen Fragen, Probleme
der Konkurrenz von lebzeitigen Rechtsgeschäften und Er-
brecht zum Gegenstand haben. Dabei geht es um Verträge
der sog. Vorweggenommenen Erbfolge, die der Gesetzge-
ber durch die Erbrechtsreform gestärkt hat. Probleme er-
geben sich dabei nicht nur im Pflichtteilsrecht, sondern
auch im Hinblick auf sozialrechtliche Folgen, etwa bei der
Überleitung von Ansprüchen auf den Sozialhilfeträger oder
Fragen bei den Auswirkungen von Pflegevereinbarungen.
Auch Testamente von Heimbewohnern sollen angespro-
chen werden. Dabei werfen auch Vorsorgevollmachten zu-
nehmend Fragen in erbrechtlichen Zusammenhängen auf
und treten damit mitunter in Konkurrenz zu letztwilligen Ver-
fügungen. Die Veranstaltung will hier Möglichkeiten und
Grenzen der Verwendung von Vorsorgevollmachten aufzei-
gen.

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet jeweils ein umfangreiches Seminarskript, Pausenverpflegung sowie bei ganztä-

gigen Veranstaltungen ein Mittagessen.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar
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